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Der Landtag von Niederösterreich hat am 23. Oktober 2014 
beschlossen: 
 
 
 
 

Änderung des Landes-Vertragsbedienstetengesetzes  
 
 

 
 
 
Das Landes-Vertragsbedienstetengesetz, LGBl. 2300, wird wie folgt geändert: 
 
 

 

 

 

 

 

1. § 1 Abs. 5 lautet: 

„(5) § 97 Abs. 1 des NÖ Landes-Bedienstetengesetzes (NÖ LBG), LGBl. 2100, über die 

automationsunterstützte Datenverarbeitung findet auf Vertragsbedienstete nach diesem 

Gesetz sinngemäße Anwendung.“ 

 

 

2. In § 27 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 51a Abs. 1 Z. 2 oder 3 NÖ Landes-

Bedienstetengesetz (NÖ LBG), LGBl. 2100, können Vertragsbedienstete für mindestens 

einen Monat und höchstens drei Monate über Antrag abweichend von Abs. 1 bis auf ein 

Viertel der regelmäßigen Wochenarbeitszeit vom Dienst freigestellt werden 

(Pflegeteilzeit). Auf die  Pflegeteilzeit sind die Bestimmungen des § 49e in Verbindung 

mit 51a NÖ LBG über die Freistellung zur Pflege eines pflegebedürftigen Angehörigen 

sinngemäß anzuwenden. Während der Pflegeteilzeit ist eine weitere Änderung des 

Ausmaßes der regelmäßigen Wochenarbeitszeit nicht zulässig.“ 

   

 

3. In § 44 Abs. 4 entfällt die Wortfolge „einer Bildungsfreistellung,“. 

 

 

4. In § 44 Abs. 4 entfällt die Wortfolge „der Bildungsfreistellung,“. 
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5. In § 44 Abs. 4 wird zweimal nach der Wortfolge „Freistellung zur Pflege eines 

behinderten Kindes“ die Wortfolge „oder eines pflegebedürftigen Angehörigen“ 

eingefügt. 

 

 

6. § 49 Abs. 6 lautet: 

„(6) Der Vertragsbedienstete hat die beabsichtigte Inanspruchnahme des 

Sonderurlaubes gemäß Abs. 5 spätestens zwei Monate vor dem voraussichtlichen 

Geburtstermin bekanntzugeben. Die Dauer und den Beginn dieses Sonderurlaubes hat 

der Vertragsbedienstete spätestens eine Woche vor dem beabsichtigten Antritt 

bekanntzugeben und die anspruchsbegründenden sowie die anspruchsbeendenden 

Umstände unverzüglich darzulegen. Dieser Sonderurlaub endet vorzeitigt, wenn der 

gemeinsame Haushalt mit dem Kind und der Mutter aufgehoben wird.“ 

 

 

7. § 49a lautet: 

 

„49a 

Pflegefreistellung 

 

Dem Vertragsbediensteten ist eine Pflegefreistellung unter sinngemäßer Anwendung 

von § 50 NÖ LBG zu gewähren.“  

 

 

8. § 49c entfällt.  

 

 

9. § 49e lautet: 

 

„§ 49e 

Freistellung zur Pflege eines behinderten Kindes oder  

eines pflegebedürftigen Angehörigen 
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Dem Vertragsbediensteten ist auf Antrag eine Freistellung zur Pflege eines behinderten 

Kindes oder eines pflegebedürftigen Angehörigen unter sinngemäßer Anwendung von § 

51a NÖ LBG zu gewähren.“  

 

 

10. In § 60a Abs. 1 werden folgende zwei Sätze angefügt: 

„Der Ersatz der Aus- und Weiterbildungskosten reduziert sich pro vollendetem 

Kalendermonat des Dienstverhältnisses nach dem jeweiligen Monat der Beendigung der 

Ausbildung um ein Sechzigstel. Besteht die Ausbildung aus mehreren in einem 

sachlichen Zusammenhang zueinander stehenden Teilen, reduzieren sich die Aus- und 

Weiterbildungskosten mit Enden des letzten Teiles.“ 

 

 

11. § 63 Abs. 3 lautet: 

„(3) Ist ein strafgerichtliches Urteil gegen einen Vertragsbediensteten ergangen, das bei 

einem Beamten 

1. den Amtsverlust gemäß § 27 StGB zur Folge hätte oder  

2. gemäß § 25 Abs. 1 lit. c DPL 1972 zu einer Entlassung des Beamten führen 

würde, 

so gilt das Dienstverhältnis mit dem Zeitpunkt des Eintritts der Rechtskraft des 

strafgerichtlichen Urteils als aufgelöst, sofern es nicht bereits nach Abs. 2 vorzeitig 

aufgelöst wurde. Dies ist für aus der Auflösung des Dienstverhältnisses resultierende 

Ansprüche einer Entlassung gemäß Abs. 2 gleichzuhalten. Das Dienstverhältnis endet 

auch dann, wenn die Rechtsfolge der Verurteilung bedingt nachgesehen wurde.“ 

 

 

12. § 71 Abs. 16 lautet: 

„(16) Auf Vertragsbedienstete, deren Dienstverhältnis vor dem 1. Jänner 2015 beendet 

wurde, ist § 60a in der Fassung LGBl. 2300-51 weiterhin anzuwenden.“ 

 

 

13. In § 72 wird die Überschrift „Umgesetzte EG-Richtlinien“ durch die Überschrift 

„Umgesetzte EU-Richtlinien“ ersetzt.  

 

 

14. In § 72 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ ersetzt.  
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15. In § 72 werden folgende Z. 10 und 11 angefügt: 

 „10. Richtlinie 2011/93/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. 

Dezember 2011 zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauches und der sexuellen 

Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderpornografie sowie zur Ersetzung des 

Rahmenbeschlusses 2004/68/JI des Rates, ABl.Nr. L 335 vom 17. Dezember 

2011, S 1. 

 11. Richtlinie 2013/25/EU des Rates vom 13. Mai 2013 zur Anpassung bestimmter 

Richtlinien im Bereich des Niederlassungsrechts und des freien 

Dienstleistungsverkehrs aufgrund des Beitritts der Republik Kroatien, ABl.Nr. L 

158 vom 10. Juni  2013, S 368.“ 

 

 

 

 

 

 


